
Studiere am führenden Institut für
Journalismus und Kommunikation:
maz.ch

Viele denken über ihre Zukunft nach.
Du schreibst sie.

Reisen Individualreise Spanien –
Willkommen an der Cosa del Golf

Buchung und Information:
+41 58 569 96 80
golf@travelhouse, reisen.nzz.ch

Reisepartner:
travelhouse

Durchführungszeitraum:
täglich, bis Ende Juli 2025

Preis:
ab Fr. 3590.– inkl. Direktflug,
7 Nächte im Doppelzimmer
mit Frühstück

Reisedauer:
8 Tage/7 Nächte

Transportmittel:
Linienflüge und Flugtransfer

Zwischen der Costa del Sol und Malaga gibt es rund 50 Golfplätze. Ein wahres Golfparadies.
In Casares liegt ein wahres Golf Juwel, welches avantgardistisches und majestätisches Design
miteinander vereinen. Exklusiv und luxuriös, hebt sich das Finca Cortesin von der Umgebung
ab, wo traditioneller mediterraner Lifestyle und ein zeitgenössischer Lebensstil nahtlos
ineinander übergehen. Geniessen Sie ausgezeichnete Küche, einwandfreien Service und ein
magisches Ambiente von Ruhe und Gelassenheit. Auch namhafte Golfturniere wie der legendäre
Solheim Cup im Jahr 2023 waren zu Gast. Freuen Sie sich auf eine Woche unter der spanischen
Sonne kombiniert mit den Top-Golfplätzen der Region.

kmutoday.ch

Sie suchen KMU-Entscheider?
Hier kommt Ihre Botschaft an.
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Aushilfslehrer
mussten wochenlang auf ihren Lohn warten
Nach einem Software-Ausfall ging beim Zürcher Volksschulamt nichts mehr – die Amtsleiterin gibt den Schulen eine Mitschuld

OLIVER CAMENZIND

Dem Kanton Zürich fehlt es an Lehr-
kräften. Deshalb sind die Volksschulen
auf Vikarinnen und Vikare angewiesen.
Dabei handelt es sich um voll ausgebil-
dete Lehrerinnen und Lehrer oder um
Studenten, die das Basisjahr abgeschlos-
sen haben. Sie sind zur Stelle, wenn es
sie braucht. Sie unterrichten Schulklas-
sen zum Beispiel dann, wenn ein Leh-
rer ins Militär muss oder wenn eine Leh-
rerin in den Mutterschaftsurlaub geht.
Diese Vikariate dauern manchmal nur
ein paar Tage, manchmal auch einige
Wochen oder sogar mehrere Monate.

Ohne die Vikarinnen und Vikare
wäre ein geregelter Schulbetrieb im
Kanton Zürich nur schwerlich möglich.
Im vergangenen Schuljahr zählte das
Volksschulamt des Kantons insgesamt
24 800 solcher Vertretungen. Vor sieben
Jahren waren es noch gut 15 000. Das
entspricht einer Zunahme um 62 Pro-
zent. Viel Wertschätzung für ihre Arbeit
wird den Aushilfslehrern im Augenblick
allerdings nicht zuteil. Im Gegenteil:
Hunderte von ihnen warten nun schon
seit dem Sommer auf ihren Lohn. Was
ist da schiefgelaufen?

iPhone-Nutzer im Pech

Seit einiger Zeit müssen die Zürcher
Schulen alle Einsätze ihrer Aushilfs-
lehrer in eine digitale Datenbank eintra-
gen. Jeweils im Folgemonat sollte eine
Software die entsprechenden Gehälter
berechnen. Diese muss die Schulleitung
genehmigen, dann wird die Summe an
die Vikarinnen und Vikare ausgezahlt.
Doch das funktioniert im Moment nicht.
Zumindest dann nicht, wenn man das
entsprechende Programm mit einem
iPhone zu benutzen versucht.

Der Zürcher SVP-Gemeinderat Ste-
fan Urech arbeitet hauptberuflich als
Sekundarlehrer. Er kennt das Problem
aus seinem Alltag sehr gut. Er sagt, dass
das Programm schon vor den Sommer-
ferien abgestürzt sei – und bei ihm seit-
her nicht mehr funktioniere: «Es ist
enorm frustrierend. Wenn es so weiter-
geht, wünsche ich mir bald die alten For-
mulare auf Papier zurück.»

Noch grösser als bei Urech dürfte
der Frust indes bei den Aushilfslehrern
sein, die seit dem Ausfall der Software
auf den Lohn für ihre Arbeit warten.
Wie viele Personen von den gegen-
wärtigen Problemen betroffen sind,
weiss das zuständige Volksschulamt

(VSA) nicht. Genaue Zahlen «liegen
nicht vor», schreibt die Amtsleiterin
Myriam Ziegler auf Anfrage der NZZ.
Man habe die Situation aber dem Amt
für Informatik geschildert. Das tech-
nische Versagen erklärt Myriam Zieg-
ler so: Für die Erfassung der Vikariate
wird eine Software auf SAP-Basis ver-
wendet. Um sich in diese Software ein-
zuloggen, brauchen die Benutzer eine
App namens «SAP Authentificator».
Für diese App sei vor den Sommer-
ferien ein Update erschienen. Doch
nach dem Update ging nichts mehr.

Yasmine Bourgeois ist Schulleiterin
und FDP-Gemeinderätin in der Stadt
Zürich. Sie hätte vor den Ferien die
Honorare für etliche Lektionen bewil-
ligen sollen. Doch das war nicht mög-
lich. Bourgeois schrieb eine E-Mail
an das VSA. Dort hiess es: Ein weite-
res Update habe den «SAP Authenti-
ficator» für Nutzer mit Android-Han-
dys wieder brauchbar gemacht. Dumm
nur, dass Bourgeois das Programm mit

einem iPhone benutzen wollte. Sie sagt:
«Ich habe mehrere Male neue Anmelde-
Daten angefordert, aber das nützte
nichts.Am Ende hat man mir die Unter-
lagen eingescannt.»

Erst Anfang September stellte SAP
schliesslich ein drittes Update zur Ver-
fügung, das den «Authentificator» auch
für iPhone-Benutzer wieder zugänglich
machte. Seither hätten die fehlerhaften
Updates auch beim VSA «zu einem
grossen Mehraufwand» geführt, so Zieg-
ler. Man habe gut 1500 Personen neue
Log-in-Daten zustellen müssen, damit
diese wieder auf die Software zugreifen
konnten, sagt Myriam Ziegler.

«Keine Verbesserung»

Stefan Urech ärgert sich über diesen
Mehraufwand an den Schulen. «Die
Vikariate sind ein perfektes Beispiel da-
für, wie man Digitalisierung nicht ma-
chen sollte.» Ausserdem sieht er in dem
Chaos um die Löhne der Vikare ein

Indiz dafür, dass der Lehrerberuf immer
bürokratischer werde. Die neue Soft-
ware sei so unübersichtlich, dass er da-
mit schon vor dem Update kaum habe
arbeiten können – obwohl er an sei-
ner Schule IT-Beauftragter sei und sich
stets an die 15 Seiten umfassende Anlei-
tung gehalten habe. Und Yasmine Bour-
geois ergänzt: «Für die Schulen ist das
neue System noch komplizierter als frü-
her. Es stellt überhaupt keine Verbesse-
rung dar.» Der administrative Aufwand
an den Schulen wird also trotz Digitali-
sierung immer grösser.

Dabei hat die Zürcher Bildungs-
direktorin Silvia Steiner (Mitte) vor
anderthalb Jahren einen Plan prä-
sentiert, der genau das Gegenteil von
Bürokratisierung versprach. Darin ver-
suchte sie aufzuzeigen, wie sie den Leh-
rerberuf wieder attraktiver machen
will, um dem anhaltenden Personal-
mangel zu begegnen. Eines der wich-
tigsten Versprechen damals: Der Alltag
der Lehrerinnen und Lehrer an Zür-

cher Volksschulen sollte weniger büro-
kratisch werden. Im Juli dieses Jahres
bekräftigte Bildungsdirektorin Steiner
ihr Versprechen, die Schulen adminis-
trativ zu entlasten. So soll zum Beispiel
die obligatorische Zeiterfassung für
Lehrkräfte entfallen.

Im Stich gelassen

Stefan Urech fühlt sich von der Bil-
dungsdirektion im Stich gelassen. Er
sagt: «Das Volksschulamt ist in den
vergangenen Jahren stetig gewachsen.
Und trotzdem bleibt so viel administra-
tive Arbeit am Schulpersonal hängen.
Das darf doch nicht sein.» Schon vor
zwei Jahren gab es eine grössere Panne
bei der Lohnbuchhaltung der Vikarin-
nen und Vikare. Damals wurden die
Aushilfslektionen noch analog erfasst.
Dass die Arbeit auch bezahlt wurde,
musste mit einer Reihe von Formula-
ren sichergestellt werden. Doch dieses
analoge System brachte die Schulver-

waltung an den Rand einer Krise. Weil
die Zahl der Vikariate vorübergehend
auf über 28 000 angestiegen war, ge-
riet das System an den Anschlag. In
der Folge mussten Hunderte Aushilfs-
lehrer mehrere Monate lang auf ihr
Gehalt warten.

Derlei Schwierigkeiten hätte das
neue, digitale System eigentlich ver-
hindern sollen – doch es kam anders.
Myriam Ziegler und das VSA geben
den Schulen eine Mitschuld: Die Ver-
zögerungen bei den Lohnzahlungen
seien «nicht ausschliesslich auf die Soft-
ware-Problematik» zurückzuführen. Es
fehle den Schulen gelegentlich auch
an Disziplin. «Immer wieder» würden
Vikariate dem VSA zu spät oder nur un-
vollständig gemeldet.

Für allfällige Verspätungen hat Yas-
mine Bourgeois derzeit eine besonders
gute Begründung: «Ich warte immer
noch auf meine neuen Log-in-Daten.»
Und Stefan Urech sagt: «Bei mir geht
die App immer noch nicht.»

Zürcher Lehrer beklagen sich über die zunehmende Bürokratie in ihremArbeitsalltag. KARIN HOFER / NZZ

Trotz der Digitalisierung
wird der administrative
Aufwand an den Schulen
immer grösser.

Zürcher GLP prüft Parteiausschluss
Die Grünliberalen sprechen sich in einer Stellungnahme zur Causa Ameti gegen Hass und Gewalt aus

GIORGIO SCHERRER

Nach der Empörung kamen die Konse-
quenzen. Nach den Konsequenzen kam
das Mitgefühl. Nun stehen die Zeichen
im Fall Sanija Ameti vorsichtig auf Ent-
spannung. Schüsse auf ein Plakat mit
Jungfrau Maria und Jesus-Kind, via
Instagram verbreitet, haben die Zür-
cher GLP-Gemeinderätin und Co-Prä-
sidentin der Operation Libero den Job
in einer PR-Agentur und ihr Amt in
der Leitung der kantonalen Partei ge-
kostet. Nun, nach einigem Hin und Her,
stellt sich die Zürcher GLP jedoch hin-
ter sie – halb zumindest.

Der Fall ist für die Kantonalpar-
tei kompliziert. Denn national hat der
GLP-Präsident Jürg Grossen bereits
früh einen scharfen Ton gegenüber der
Jungpolitikerin angeschlagen. «Um wei-
teren Schaden abzuwenden, beantragt
die GLP Schweiz, umgehend ein Partei-
ausschlussverfahren an die Hand zu neh-
men», teilte die Partei in einem Commu-
niqué mit. Bloss: Ein solcher Ausschluss
muss eigentlich auf lokaler Ebene er-

folgen – erst bei der Kreispartei, spä-
ter bei der Stadtzürcher und der kanto-
nalen GLP. Bei der Erstgenannten liegt
allerdings dem Vernehmen nach noch
kein offizieller und formell korrekter
Ausschlussantrag vor, sondern nur der
Wunsch der nationalen Partei.

Nun haben sich die lokalen Partei-
exponentinnen und -exponenten auf
das weitere Vorgehen geeinigt. Es ist
der Versuch einer Balance zwischen
nationalen Wünschen und lokaler Kri-
tik. In Zürich nämlich hatten sich ei-
nige vornehmlich jüngere GLP-Vertre-
terinnen und -Vertreter empört gezeigt
ob der Resolutheit, mit der die Partei
eine bekannte Exponentin für ihren ge-
schmacklosen Social-Media-Post mit
Sanktionen belegte.

Anhörung geplant

Die GLP-Spitzen von Stadt und Kan-
ton teilen nun mit, dass sie die Eröffnung
eines Ausschlussverfahrens prüfen und
Sanija Ameti dabei anhören würden. Ein
entsprechender Antrag der nationalen

Partei sei bei der Zürcher GLP angekom-
men und entgegengenommen worden.

«Eine Aufarbeitung der Gescheh-
nisse sowie eine korrekte Vorgehens-
weise wird die nötige Zeit in Anspruch
nehmen», schreibt die Parteiführung.
Der Prozess werde intern geführt, und
die Öffentlichkeit werde zu gegebener
Zeit informiert werden.

Gleichzeitig will sich die Partei-
leitung aber auch hinter ihre Politikerin
stellen, was die öffentlichen Angriffe auf
ihre Person angeht. Ameti steht nach
massiven Anfeindungen und Drohun-
gen unter Polizeischutz. Der NZZ teilte
sie am Dienstag mit, sie sei gesundheit-
lich angeschlagen.

Der Instagram-Post von Ameti sei
ein grosser Fehler gewesen, die Par-
tei distanziere sich in aller Form davon,
schreibt nun die GLP. «Dieser darf je-
doch in keiner Weise zur Rechtferti-
gung von physischer und verbaler Ge-
walt dienen.» Aufrufe dazu hätten in der
Schweizer Politik keinen Platz.

Keine Rücktrittsforderungen

Die Zürcher GLP behält sich also einen
Ausschluss vor und geht damit nicht auf
Konfrontation mit der nationalen Par-
tei. Gleichzeitig verzichtet sie auf Rück-
trittsforderungen und versucht, Ameti
vor ihren Kritikern in Schutz zu nehmen.
Die GLP will ein Zeichen setzen gegen
«jegliche Formen von Hass und Gewalt»,
wie es in der Medienmitteilung heisst.

Ob dieser Kompromiss die Wogen
in der Partei glätten kann, bleibt aller-
dings ungewiss. Eines ist dagegen sicher:
Sanija Ameti zahlt auch nach dem zu-
rückhaltenden Beschluss ihrer Lokal-
partei einen hohen politischen und per-
sönlichen Preis für ihren Instagram-Post.

Sanija Ameti
GLP-PolitikerinKE
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Viel zu wenig
neue Wohnungen
Die Knappheit an Wohnraum
könnte sich im Kanton zuspitzen

jhu. · 7600 Wohnungen müssten im Kan-
ton Zürich pro Jahr erstellt werden, da-
mit das bis 2040 prognostizierte Bevöl-
kerungswachstum aufgefangen werden
könnte. Dies hat eine Analyse des kanto-
nalen Amts für Wirtschaft ergeben. Doch
in den letzten fünf Jahren lag diese Quote
darunter, teilweise sogar deutlich. Geht
es so weiter, könnte sich die Wohnungs-
knappheit verschärfen. Schon heute sei
die Lage angespannt, schreibt der Kan-
ton in einer Mitteilung. Die Mehrheit der
Gemeinden weise eine Leerwohnungs-
ziffer von unter 1 Prozent auf. Das wirkt
sich auch auf die Mieten aus. «Wer heute
eine neue Wohnung sucht, zahlt für ein
ähnliches Objekt 20 Prozent mehr als
noch vor rund 14 Jahren.»

Die Gründe für die mangelnde Bau-
tätigkeit seien vielschichtig. «Klar ist, dass
das Bauen teurer, komplizierter, regulier-
ter und somit auch weniger attraktiv ge-
worden ist.» Um die Wohnungsknapp-
heit zu bekämpfen, müsse die Bautätig-
keit wieder angeregt werden.


